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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 27 Abs. 2 des Außenwirtschafts- 
gesetzes die 


Fünfundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 

mit einem Vermerk. 

Die Verordnung wurde im Bundesanzeiger Nr. 98 vom 26. Mai 
1966 verkündet. Sie wird gleichzeitig dem Herrn Präsidenten 
des Bundesrates zugeleitet. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 
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Drucksadie V/665 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Fünfundzwanzigste Verordnung 
zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


Vom 24. Mai 1966 


Auf Grund des § 27 in Verbindung mit den §§ 2 
und 10 Abs. 2 bis 4 des Außenwirtschaftsgesetzes 
vom 28. April 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 481) ver- 
ordnet die Bundesregierung: 


§ 1 

Die Einfuhrliste — Anlage zum Außenwirtschafts- 
gesetz — in der Fassung der Bekanntmachung vom 
6. Juli 1965 (Beilage zum Bundesanzeiger Nr. 130 
vom 16. Juli 1965), zuletzt geändert durch die Vier- 
undzwanzigste Verordnung zur Änderung der Ein- 
fuhrliste vom 25. März 1966 (Bundesanzeiger Nr. 61 
vom 29. März 1966) wird in Teil III (Warenliste) 
nach Maßgabe der Anlage geändert. 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nach § 14 des Dritten Uber- 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 1) in Verbindung mit § 51 Abs. 4 des 
Außenwirtschaftsgesetzes auch im Land Berlin. 


§ 3 

Diese Verordnung tritt am Tage der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 24. Mai 1966 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Mende 

Der Bundesminister für Wirtschaft 
Schmück er 
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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/665 


Anlage 


1. Bei den Warennummern 07 01 28, 07 01 29 und 
07 01 30 - 1 wird dem + in Spalte 4 das Zei- 
chen ***) angefügt und am Schluß der Seite 16 
folgende Fußnote eingefügt: 

***) Die Einfuhr ist ohne Genehmigung nur unter der 
Voraussetzung zulässig, daß die Ware nicht als 
Saatgut verwendet wird; § 13 AWG ist zu be- 
achten. 


2. Bei den Warennummern 07 05 29, 07 05 39, 
07 05 49, 12 01 24, 12 01 36, 12 01 38, 12 01 39, 
12 0141 und 12 01 44 wird dem + in Spalte 4 
das Zeichen **) angefügt und am Schluß der Sei- 
ten 18 und 24 folgende Fußnote eingefügt: 

**) Die Einfuhr ist ohne Genehmigung nur unter der 
Voraussetzung zulässig, daß die Ware nicht als 
Saatgut verwendet wird; § 13 AWG ist zu be- 
achten. 


3. Bei den Warennummern 12 01 65, 12 01 71, 

12 01 74, 12 01 99, 12 03 76 und 12 03 82 wird dem 
+ in Spalte 4 das Zeichen ****) angefügt und am 
Schluß der Seiten 25 und 26 folgende Fußnote 
eingefügt: 

****) Die Einfuhr ist ohne Genehmigung nur unter der 
Voraussetzung zulässig, daß die Ware nicht als 
Saatgut verwendet wird; § 13 AWG ist zu be- 
achten. 


4. Bei der Warennummer 60 05 43 wird dem 4- in 
der Spalte 4 das Zeichen **) angefügt und am 
Schluß der Seite folgende Fußnote eingefügt: 

*•) Ist Ursprungsland Hongkong, so ist die Einfuhr 

nur genehmigungsfrei, wenn Hongkong auch Ein- 

kaufsland ist. 
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Drucksache V/665 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Vermerk 

Betr.: Fünfundzwanzigste Verordnung zur Änderung der Einfuhrliste 
— Anlage zum Außenwirtschaftsgesetz — 


1. Durch die Verwendungsbeschränkung für be- 
stimmte Waren der Ernährung und Landwirtschaft 
soll einer Schädigung der deutschen Erzeugung von 
anerkanntem Hochzuchtsaatgut, das im Bundes- 
sortenamt fünf Jahre lang auf seinen Anbauwert 
geprüft worden ist, durch mißbräuchliche Verwen- 
dung von Waren, die zu anderen Zwecken genehmi- 
gungsfrei eingeführt worden sind, vorgebeugt und 
damit auch eine Schädigung der deutschen Saatgut- 
verbraucher abgewendet werden. Die Einhaltung 
der Verwendungsbeschränkung durch den Einführer 
und jeden Erwerber der Ware wird durch die §§13 
und 33 Abs. 1 Nr. 2 und 3 AWG gewährleistet, 

2. Die Bundesregierung hat, um einem berechtig- 
ten Schutzbedürfnis der gebietsansäsisgen Erzeuger 
von gewirkter wollener Oberkleidung gegen die un- 
verhältnismäßig stark ansteigenden Einfuhren sol- 
cher Waren aus Elongkong zu entsprechen, am 
27. Januar 1966 mit der Regierung der Kronkolonie 
Hongkong eine Vereinbarung getroffen, in welcher 
sich die Kronkolonie Hongkong verpflichtete, die 
Ausfuhr dieser Waren nach der Bundesrepublik im 
Jahre 1966 auf 875 000 Dutzend Stück und im Jahre 
1967 auf 950 000 Dutzend Stück zu beschränken. Der 
durch diese Vereinbarung erstrebte Schutz der ge 
bietsansässigen Erzeuger wird durch erhebliche Ein- 
fuhren solcher Waren über Drittländer (insbeson- 
dere über die Schweiz, Großbritannien und die Nie- 
derlande) in seiner Wirksamkeit stark beeinträch- 
tigt. Um einer weiteren erheblichen Schädigung der 
gebietsansäsigen Erzeugung vorzubeugen, wird 
durch den Verordnungsentwurf die Einfuhr der ge- 
nannten Waren aus dritten Einkaufsländern unter 
Genehmigung gestellt. 
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